
Donald Trump steigert sich 
weiter in verbale Aggressio-
nen gegen Nordkorea. In der 

Nacht zum Sonntag (Ortszeit) schrieb 
der US-Präsident auf dem Internet-
kurznachrichtendienst Twitter über 
das Staatsoberhaupt der Demokrati-
schen Volksrepublik, Kim Jong Un, 
und Außenminister Ri Yong Ho: »Sie 
werden nicht mehr viel länger exis-
tieren.« Am Dienstag hatte der US-
Präsident in seiner ersten Rede vor der 
UN-Vollversammlung damit gedroht, 
die DVRK »total zu zerstören«. Wer 
das für »typisch Trump« hält, irrt sich. 
Im Wahlkampf 2008 hatte Präsident-
schaftskandidatin Hillary Clinton – 
damals als Konkurrentin von Barack 
Obama – am 22. April mit der Fähig-
keit der USA geprahlt, den Iran »total 
auszulöschen«.

Zuvor hatte die US-Luftwaffe am 
Sonnabend »Stärke« demonstriert: 
Langstreckenbomber des Typs »B-1B 

Lancer« waren, begleitet von »F-15C-
Eagle«-Jagdflugzeugen, im internatio-
nalen Luftraum entlang der Ostküste 
der DVRK geflogen. Die Bomber wa-
ren vom pazifischen Luftwaffenstütz-
punkt Guam, die Jäger von der japani-
schen Insel Okinawa Honto gestartet.

In diesem Jahrhundert waren bis-
her keine US-Kriegsflugzeuge so weit 
nach Norden vorgedrungen, wie Pen-
tagon-Sprecherin Dana White mitteil-
te. Die Operation sei eine »Demons-
tration der Entschlossenheit der 
USA und eine klare Botschaft, dass 
der Präsident über viele militärische 
Optionen verfügt, um über jede dro-
hende Gefahr zu siegen«. »Wir sind 
darauf vorbereitet, die volle Spann-
breite unseres militärischen Potentials 
einzusetzen, um das Territorium der 
USA und unsere Verbündeten zu ver-
teidigen.«

Das scheint grundsätzlich auch 
Atomwaffen einzuschließen. Dafür 

ist die »B-1B« allerdings durch tech-
nische Veränderungen nicht mehr ge-
eignet, die aufgrund des »START«-
Abkommens mit Russland vorge-
nommen worden waren.

Bereits am Donnerstag hatte der 
US-Präsident eine Anordnung unter-
zeichnet, die das Finanzministerium 
dazu ermächtigt, neue Sanktionen 
gegen die DVRK zu verhängen. Im 
Mittelpunkt stehen Strafmaßnahmen 
gegen Geschäftspartner Nordkoreas, 
aber auch gegen Finanzinstitute, die 
an Transaktionen nur indirekt be-
teiligt sind. Trump drückte das am 
Donnerstag so aus: »Ausländische 
Banken werden vor einer klaren Ent-
scheidung stehen – ob sie Geschäfte 
mit den USA machen wollen. Oder 
ob sie den Handel mit dem gesetz-
losen Regime in Nordkorea ermög-
lichen wollen.«

Die US-Administration baut damit 
die Sanktionen aus, die am 11. Sep-

tember mit den Stimmen Chinas und 
Russlands vom UN-Sicherheitsrat 
beschlossen worden waren. Sie ent-
halten unter anderem eine Beschrän-
kung der Benzinlieferungen an die 
DVRK, ein Einfrieren der Ölliefe-
rungen auf dem derzeitigen Niveau, 
ein Verbot des Handels mit nordko-
reanischen Textilwaren und ein Ende 
der Beschäftigung nordkoreanischer 
Arbeiterinnen und Arbeiter im Aus-
land.

Gemäß dieser UN-Resolution hat-
te die chinesische Regierung am vori-
gen Montag die Banken des Landes 
angewiesen, alle finanziellen Dienst-
leistungen für nordkoreanische Kun-
den einzustellen. Trump sprach Chi-
na für diese Entscheidung sein Lob 
aus. Trotzdem ist abzusehen, dass 
sich die von ihm am Donnerstag an-
geordneten US-Sanktionen haupt-
sächlich gegen chinesische Unterneh-
men richten werden.

Drohung gegen Pjöngjang

Bis zu 350 Millionen Euro für Air Berlin
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Türkei fliegt Luftangriffe 
auf PKK im Nordirak
Istanbul. Die türkische Luftwaffe 
hat Angriffe auf Stellungen der ver-
botenen Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) im Nordirak geflogen. Auch 
Positionen in der osttürkischen 
Provinz Van seien bombardiert 
worden, meldete die staatliche 
Nachrichtenagentur Anadolu am 
Samstag unter Berufung auf die 
Streitkräfte. Zwei PKK-Anhänger 
seien »außer Gefecht gesetzt« wor-
den, hieß es. Außerdem habe die 
Armee Munitionslager zerstört. Die 
türkische Luftwaffe fliegt immer 
wieder Angriffe auf die PKK, deren 
Hauptquartier in den nordiraki-
schen Kandilbergen liegt. Ein Man-
dat, das türkische Militäreinsätze 
im Irak und in Syrien erlaubt, will 
die religiös-nationalistische AKP-
Regierung verlängern. Sie hat dazu 
am Samstag eine Sondersitzung des 
Parlamentes einberufen.  (dpa/jW)
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US-Panzer rollen wieder 
nach Osteuropa

Bremerhaven. Im Zuge der US-Ope-
ration »Atlantic Resolve« sollte 
am Sonntag in Bremerhaven der 
US-Frachter »Resolve« mit militä-
rischem Gerät an Bord eintreffen. 
Das Schiff sollte am Nachmittag 
im Kaiserhafen einlaufen, wie ein 
Sprecher des Landeskommandos 
Bremen der Bundeswehr sagte. Die 
Bundeswehr unterstützt die US-
Operation logistisch.

An Bord sind 760 Container mit 
militärischem Material, Fahrzeuge 
sowie Panzer. Ein Teil der Ladung 
wird per Zug auf direktem Weg 
nach Polen transportiert, wo sich 
das Hauptquartier der US-Truppen 
befindet. Ein anderer Teil wird von 
zivilen Speditionen zum Truppen-
übungsplatz Bergen in der Lüne-
burger Heide gefahren, wo das 
Gerät auf Züge verladen und nach 
Polen transportiert werden soll. In 
den kommenden Wochen sollen im 
Rahmen der aktuellen Operation 
die im Januar nach Osteuropa ver-
legten US-Truppen ausgetauscht 
werden.  (dpa/jW)

Bereit für den Krieg: Von den USA auf der Pazifikinsel Guam stationierter »B-1B Lancer«-Bomber (14.7.2017)
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US-Präsident greift nordkoreanische Staatsspitze verbal an. Washington lässt 
Kriegsflugzeuge an Küste der Volksrepublik entlangfliegen. Von Knut Mellenthin

Lufthansa soll maßgebliche Teile des Konzerns erhalten. Beschäftigte werden ab Montag informiert

Der Verkauf der insolventen Air 
Berlin soll einem Zeitungsbe-
richt zufolge 250 bis 350 Mil-

lionen Euro einbringen. Davon gehe 
der Gläubigerausschuss aus, berichtete 
die B. Z. unter Berufung auf Unterneh-
menskreise. Mit dem Geld solle der 
150-Millionen-Euro-Kredit der Bun-
desregierung zurückgezahlt werden, 
mit dem Air Berlin den Flugbetrieb der-
zeit aufrecht erhält.

Dem Bericht zufolge soll die Luft-
hansa die Frachttochter von Air Berlin, 
LG Walter, bekommen. Die 28 Maschi-
nen, die Lufthansa für seine Tochter 

Eurowings bereits von Air Berlin ge-
least hat, sowie bis zu 40 weitere Flug-
zeuge, die Lufthansa kaufen will, sollen 
in die LG Walter überführt werden.

Lufthansa biete 200 Millionen 
Euro, berichtete die Bild am Sonn-
tag. Deutschlands größte Fluggesell-
schaft sei darüber hinaus bereit, in 
der Übergangszeit Betriebskosten in 
Höhe von bis zu 100 Millionen Euro 
zu übernehmen. Zwischen der Unter-
zeichnung des Kaufvertrags und dem 
Vollzug könnten etwa drei Monate ver-
gehen, da die Zustimmung der deut-
schen und europäischen Wettbewerbs-

behörden abgewartet werden müsse.
Der britische Billigflieger Easyjet 

soll laut dem B. Z.-Bericht die Air-Ber-
lin-Tochter Aeronautics erhalten. Die 
Tochter Air Berlin Technik mit rund 
850 Beschäftigten soll laut B. Z. wahr-
scheinlich an den Berliner Logistik-
dienstleister Zeitfracht gehen. Der solle 
sich dann für Lufthansa und Easyjet um 
deren Flugzeuge in Berlin und mögli-
cherweise in Düsseldorf kümmern. Die 
Bieterfrist für Air Berlin Technik war 
bis zum 6. Oktober verlängert worden. 
Am heutigen Montag tagt der Aufsichts-
rat der insolventen Fluggesellschaft. Im 

Anschluss will die Airline über den 
Stand des Verkaufs informieren.

Insgesamt umfasst die Flotte von 
Air Berlin 144 Flugzeuge, darunter 17 
Langstreckenflieger. Das Unternehmen 
beschäftigt mehr als 8.500 Menschen. 
Laut B. Z. sollen heute die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in Berlin und 
am Dienstag die in Düsseldorf auf Be-
triebsversammlungen informiert wer-
den. Düster sieht es für den Bereich 
der Langstreckenflüge aus. Lufthansa 
hat keinen Bedarf dafür, wie Unterneh-
menschef Carsten Spohr bereits mitge-
teilt hatte.  (AFP/jW)
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Provokation
Hiesige Medien empörten sich über 
das russisch-belorussische Manöver 
»Sapad«. Über die fast zeitgleich 
stattfindende NATO-Übung »Nor-
thern Coasts« verloren sie kein Wort. 
5.000 Soldaten trainierten dort 
»hochintensive Kriegführung«.  
Von Peer Heinelt
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